
 

 
 

Fraktionsvorlage 

Vorlage-Nr.: 1138-2012/DaDi vom 12.10.2012  
Aktenzeichen: 413-001 

Fachbereich: Koalition der Fraktionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
Frau Fraktionsvorsitzende Christel Sprößler 
Frau Fraktionsvorsitzende Brigitte Harth 

Beteiligungen:  

Produkt: 1.01.01.02 Gremienmanagement 

Beschlusslauf: Nr. Gremium Status Zuständigkeit 
 1. Ausschuss für Gleichstellung, 

Generationen und Soziales 
Ö Zur vorbereitenden 

Beschlussfassung 

 1. Haupt- und Finanzausschuss Ö Zur vorbereitenden 
Beschlussfassung 

 2. Kreistag Ö Zur abschließenden 
Beschlussfassung  

Betreff: 
Konzeption für die Unterbringung und für die Verbesserung der 
Lebenssituation von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern im Landkreis 
Antrag SPD, Grüne 

 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreisausschuss wird gebeten, in Abstimmung mit den Kreiskommunen eine Konzeption für die 
Unterbringung und für die Verbesserung der Lebenssituation von Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern im Landkreis zu erstellen. In dieser Konzeption soll auf folgende Punkte 
eingegangen werden: 
 

- Menschenwürdige, möglichst kleinteilige und sozialverträgliche Unterbringung von 
Asylbewerberinnen und Asylbewerbern in den Kreiskommunen 

- Möglichkeiten der sozialen Betreuung auch zur Vermeidung von Isolation 
- Stärkung der Integration innerhalb von Kommune und Landkreis 
- Aufbau eines Netzwerks aller Akteure (Landkreis, Kommunen, Kirchen, muslimische 

Gemeinden, Ausländerbeiräte, freie Wohlfahrtsverbände etc.) 
- Möglichkeiten der sinnvollen Beschäftigung für die Asylbewerberinnen und Asylbewerbern. 
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Begründung: 
 
Die Zahl der Zuweisungen von Asylbewerberinnen und Asylbewerbern in den Landkreis 
Darmstadt-Dieburg steigt seit letztem Jahr kontinuierlich. Die bisherigen Gemeinschaftsunterkünfte 
im Landkreis sind komplett belegt, so dass aufgrund der Zuweisungen 
weitere und zukunftsfähige Unterkünfte geschaffen werden müssen. Bei der Unterbringung sollte 
Sozialverträglichkeit in den einzelnen Kommunen aber auch die Möglichkeiten der sozialen 
Betreuung und Partizipation der Asylbewerber am Leben in der jeweiligen Kommune 
Berücksichtigung finden. Dies kann zur Akzeptanz der Asylbewerber und zur Erhaltung des 
gesellschaftlichen Friedens in den Kommunen beitragen. In einer entsprechenden Konzeption sollen 
hier für Richtlinien festgelegt werden. 
 
 
 


